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INSERAT

on «Vernichtung» war die
Rede im Grossen Rat und
von «Artenschutz für Partei-
en». Das Thema: eine erneu-

te Überarbeitung des Basler Wahl-
gesetzes. Die Motion von Grossrätin
Sibel Arslan (GB) erhitzte die Gemü-
ter. Nicht alle so stark wie jenes von
Volksaktions-Irrläufer Eric Weber,
der sich in seiner Existenz bedroht
sieht, aber das Thema liegt Politikern
naturgemäss nahe am Herzen. Arslan
will, dass die jetzt geltende Regelung
für das Quorum geändert wird. Bei
den letzten Wahlen musste eine Par-
tei in einem Wahlkreis über vier Pro-
zent kommen, um überhaupt in die
Verteilung der Stimmen einbezogen
werden zu können. Und auch dann
nur in eben diesem Wahlkreis.

Nicht mehr wie früher, wo man nur
in einem einzigen Wahlkreis die Fünf-
prozenthürde nehmen musste, um
dann in allen Wahlkreisen berück-
sichtigt zu werden. Der kantonsweite
Stimmenanteil kann so eine geringere
Rolle spielen. Das führte dazu, dass
die «Volksaktion gegen zu viele Aus-
länder» mit ihren 1,2 Prozent kantons-
weitem Stimmenanteil auf zwei Sitze

V kam, die EVP mit ihren 4,2 Prozent
auf nur einen Sitz. Das bilde den
Wählerwillen nicht ab, so die Kritik
von links. Die Bürgerlichen hielten
mit der Regierung dagegen, man kön-
ne nicht nach einer Wahl die Regeln
wieder ändern, nur weil einem das
Resultat nicht in den Kram passe.

Recht haben beide irgendwie. Und
deshalb ist es nicht so schlecht, dass
die Regierung sich nun – gegen ihren
Willen – mit der Frage beschäftigen
muss. Es geht nicht darum, ob Eric
Webers Volksaktion in den Grossen
Rat gehört oder nicht. Auch nicht dar-
um, ob die EVP dort mit mehr als nur
einer Vertreterin Einsitz nehmen soll-
te. Es geht darum, die grundlegenden
Fragen nochmals zu stellen, denn die
jetzige Lösung, ausgearbeitet von ei-
ner Spezialkommission, ist nicht
wirklich befriedigend.

Macht es wirklich Sinn, Basel in die
Wahlkreise Grossbasel-West, Gross-
basel-Ost und Kleinbasel aufzuteilen?
Der Sinn dahinter war ursprünglich,
dass alle Stadtteile gemäss ihrer Ein-
wohnerzahl im Grossen Rat vertreten
sein sollten. Dieses System haben die

Parteien selbst aber längst ad absur-
dum geführt, indem sie Kandidaten in
einem Wahlkreis aufstellen, die in ei-
nem anderen wohnen. Lokale Inter-
essensvertretung sieht anders aus.
Entweder etabliert man hier eine
Wohnsitzpflicht, oder man nimmt
den Wahlkreisen ihre vermeintliche
Wichtigkeit, indem man zu einem
kantonsweiten Quorum bei den Wah-
len findet. Dieses würde sinnvoller-
weise wohl bei drei oder vier Prozent
zu liegen kommen.

Die zweite Variante wäre die radikale-
re, nämlich der gänzliche Verzicht auf
die Wahlkreise. Es ist anachronis-
tisch, sich auf die verschiedenen Men-
talitäten in den Quartieren zu beru-
fen. In den allermeisten Fällen stim-
men Grossräte entlang der Parteili-
nien, nicht nach dem Interesse ihres
Wohnquartiers ab. Weil, was der gan-
zen Stadt nutzt, am Ende auch für ih-
re einzelnen Wahlkreise gut ist.
Also, wenn das Wahlgesetz schon
nochmals besprochen wird, dann
diesmal bitte richtig und ohne Scheu,
Traditionen infrage zu stellen.

Jetzt Traditionen infrage stellen

@ nicolas.drechsler@bzbasel.ch

ANALYSE zur geforderten Überarbeitung des Wahlgesetzes

Nicolas Drechsler
«Es geht nicht
darum, ob Eric
Webers Volks-
aktion in den
Grossen Rat ge-
hört oder nicht.»

Am heute erstmals stattfindenden Basel
Economic Forum zum Thema Fachkräfte-
bedarf und -mangel sprechen Bundesrat
Johann Schneider-Ammann und zahlrei-
che Fachleute wie etwa der Arbeitsmarkt-
spezialist George Sheldon, der im bz-In-
terview zu Wort kommt.

Je länger, je mehr fehlen auf dem Ar-
beitsmarkt die Fachleute. Warum?
George Sheldon: Es ist nicht immer so
ganz klar, ob ein Fachkräftemangel vor-
herrscht. Für eine gegebene Tätigkeit
kann man verschiedenste Personen mit
unterschiedlichen Qualifikationen rekru-
tieren. Und umgekehrt kann man mit ei-
ner gegebenen Qualifikation viele ver-
schiedene Tätigkeiten ausüben. Ein Bei-
spiel: 60 Prozent der Lehrabsolventen in
der Schweiz üben einen anderen als den
gelernten Beruf aus. Oder 70 Prozent der
IT-Fachkräfte in der Schweiz haben kein
Informatik-Studium hinter sich. Unter die-
sen Umständen ist es nicht so leicht, An-
gebot und Nachfrage klar abzugrenzen,
um einen Mangel festzustellen.

Es gibt Firmen in der Region, die su-
chen Ingenieure. Im Dutzend.
Das ist schon möglich. Knappheiten sind
ein Wesenszug einer Marktwirtschaft. Es
geht immer darum, knappe Ressourcen
effizient zu allozieren, zu verteilen. Es
überrascht deshalb nicht, wenn Arbeits-
kräfte einem Arbeitgeber zu den vorherr-
schenden Bedingungen zuweilen fehlen.
Aber Arbeitsbedingungen lassen sich ver-
ändern beziehungsweise verbessern.

Etwa durch höhere Löhne?
Beispielsweise, ja. Es können auch andere
Arbeitsbedingungen sein, etwa Gleitzeit.
Wenn man sie nicht im Ausland rekrutie-
ren kann und das Bildungssystem nicht
im nötigen Tempo die passenden Leute
liefert, bleibt nichts anderes übrig, als die
Bedingungen zu verbessern. Das bedeutet
aber, dass diese Arbeitskräfte von einem
anderen Arbeitgeber weggenommen wer-
den. Wenn die Firmen doppelt so hohe
Löhne zahlten, würden sie nicht von
Knappheit sprechen. Denkbar ist auch ei-
ne Umgestaltung der Produktionsprozes-
se, sodass die Firma von diesen Arbeits-
kräften nicht mehr so angewiesen ist.
Knappheit ist immer eine bedingte
Knappheit.

Was könnte man kurzfristig dagegen
tun?

Wenn die Grenzen offen sind und die bila-
teralen Abkommen gelten, könnte man
die Personen im Ausland rekrutieren.

Das Problem würde ins Ausland aus-
gelagert.
Ja, wenn man so will. Deutschland hat da
tatsächlich die viel grösseren Probleme.
50 bis 60 Prozent der in die Schweiz Ein-
gewanderten haben Hochschulabschluss.
Die Attraktivität der Schweiz ist gegeben.

Wird sich diese Mangelwirtschaft we-
gen der Masseneinwanderungsinitiati-
ve nicht noch weiter verschärfen?
Das wird so sein, aber das letzte Wort ist
da noch nicht gesprochen. Angedacht ist
eine Abstimmung über die bilateralen Ab-
kommen. Wenn das Volk Ja sagen würde,
bedeutete dies Personenfreizügigkeit. Mo-
mentan kann man die Arbeitskräfte im
Ausland rekrutieren, aber wie die Sache
in zwei Jahren aussieht, weiss niemand.

Was muss langfristig getan werden?
Je länger die Frist ist, desto schwieriger
die Aussage dazu. Man kann nicht pro-
gnostizieren, wie das Knappheitsverhält-
nis etwa bei Ingenieuren in fünf oder
zehn Jahren ist. Man muss dazu wissen,
wie sich das Bildungssystem entwickelt,
wie viele Absolventen es gibt, wie viele
Aufträge. Anhaltspunkte ergibt die Berufs-
wahl-Analyse des Bundes, die alle fünf
Jahre bei Jugendlichen durchgeführt wird.
Diese Erhebung wird zu Prognosezwe-
cken fortgeschrieben. Der Trend geht
Richtung höhere Berufsausbildung. In
fünf Jahren könnte der Markt vollkom-
men ausgeglichen sein. Angesichts der
Vielzahl von Unschärfen und prognosti-
schen Unsicherheiten bezüglich des Fach-
kräftebedarfs sollte das Bildungssystem
für hohe berufliche Flexibilität sorgen.

Manchmal kommt es anders, als man
denkt.

Es gibt immer wieder unerwartete Ent-
wicklungen und danach entsprechende
Anpassungsprozesse. 2007 suchten die
Banken beispielsweise händeringend In-
formatiker. Dann kam die Finanzkrise,
und plötzlich wurden sie nicht mehr ge-
braucht. Ähnliches wurde 1999 zum
Übergang ins neue Jahrtausend regis-
triert. Kurz darauf gab es Arbeitslosig-
keit.

Sind Knappheiten auch mit Chancen
für Frauen verbunden?
Das hängt von der Qualifikation ab. In
technischen Berufen sind Frauen eher sel-
ten, aber im Gesundheitswesen sind sie
stark vertreten, und dort gibt es die gröss-
ten Möglichkeiten.

Und bei älteren Personen?
Da ist das Potenzial beschränkt, weil die
Erwerbstätigkeit der älteren Personen be-
reits hoch ist.

VON STEFAN SCHUPPLI

Arbeitsmarkt Bei Fachkräftemangel sollen die Arbeitsbedingungen verbessert werden, sagt Ökonom George Sheldon

Fachleute – die grossen Aufsteiger

Fachpersonen sind die grossen Aufsteiger. Vielfach kommen sie aus dem Ausland (im Bild der Eingangsbereich im Technopark Stücki in Basel). ZVG

«Frauen haben vor
allem im Gesund-
heitswesen eine
Chance.»
George Sheldon Emeritierter

Professor an der Universität Basel

In der Affäre um die nicht korrekte De-
klaration von Nebeneinkünften hat die
Basler Staatsanwaltschaft ihre Untersu-
chungen ausgeweitet: Abgeklärt wird
nun auch, ob amtierende Regierungs-
mitglieder, darunter Eva Herzog, Chris-
toph Brutschin (beide SP) und Chris-
toph Eymann (LDP), gegen das Gesetz
verstossen haben. Ein Sprecher der
Staatsanwaltschaft bestätigte am Sams-
tag entsprechende Angaben der «Basler
Zeitung». Bereits seit 30. Juli läuft von
Amtes wegen ein polizeiliches Ermitt-
lungsverfahren gegen alt Regierungsrat
Carlo Conti (CVP). (SDA/BZ)

Honorar-Affäre

Regierungsräte
im Visier der Stawa
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